Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4603 


29. 05. 89 


Antwort 
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DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/4395 — 


Zwangsumsiedlung von Kurden im Irak 


Der Bundesminister des Auswärtigen hat mit Schreiben vom 
26. Mai 1989 - 011 - 300.14 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet : 


1. Hat die Bundesregierung Kenntnis über die bevorstehenden 
Zwangsumsiedlungen der kurdischen Bevölkerung im Nordirak 
durch die irakische Regierung? 


Die Bundesregierung hat Kenntnis von Umsiedlungen im Grenz- 
gebiet Iraks zu Iran und Türkei. Über den tatsächlichen Umfang 
der Maßnahmen divergieren vorliegende Berichte jedoch. Die ira- 
kische Regierung hat Zwangsumsiedlungen in begrenztem Um- 
fang nicht bestritten, jedoch Meldungen, daß allein aus Qala Diza 
100 000 Personen umgesiedelt worden seien, als erheblich über- 
höht bezeichnet. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die von der irakischen Regierung 
beabsichtigten Maßnahmen der Zwangsumsiedlungen von Kurden, 
und welche Initiativen hat die Bundesregierung ergriffen bzw. wird 
sie ergreifen, um die geplanten Umsiedlungen zu verhindern? 


Die Bundesregierung nimmt die Meldungen über neuerliche Um- 
siedlungsmaßnahmen sehr ernst. Sie tritt für menschenwürdige 
Reintegration ein. Sie verurteilt Zwangsumsiedlungen. In diesem 
Sinne hat sich die Bundesregierung bereits am 19. September 
1988 gemeinsam mit ihren EG-Partnern an die irakische Regie- 
rung gewandt. Zur Zeit prüft die Bundesregierung mit ihren EG- 
Partnern die Möglichkeit einer erneuten gemeinsamen Initiative. 
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